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Zusammenfassung 
Das Working Paper analysiert die wirtschafts- und sozialpolitische Positionierung der AfD im deutschen 
Parteiensystem mittels fünf verschiedener Zugänge: A. einer qualitativen Inhaltsanalyse der insgesamt zehn 
bundesweiten Programme der AfD seit FGAH, F. einer quantitativen Auswertung der Bundestagswahlpro-
gramme aller relevanten deutschen Parteien seit FGAH basierend auf Daten des Manifesto Project, H. einer 
Auswertung der Antworten der Parteien für den Wahl-O-Mat zu allen Bundestagswahlen seit FGAH, N. der 
Expert:innenbefragung Chapel Hill Expert Survey (CHES) und V. der Einschätzungen der Wahlberechtigten 
im German Longitudinal Election Survey (GLES). In der Gesamtbetrachtung ergibt sich bei nur geringfügi-
gen Abweichungen ein konsistentes Bild. Das deutsche Parteiensystem weist in Fragen der Wirtschafts- 
und Sozialpolitik eine im Zeitverlauf stabile Zweiteilung in Links und Rechts auf. Auf der einen Seite stehen 
SPD, Grüne, Die Linke und zuletzt das BSW für eine eher redistributiv-interventionistisch-sozialprotektio-
nistische Politik, auf der anderen Seite stehen CDU/CSU, FDP und AfD für eine eher marktliberal-unterneh-
mensfreundlich-fiskalkonservative Politik. Zwar mäßigte die AfD ihren extremen Marktliberalismus der An-
fangsjahre zwischenzeitlich ein wenig, spitzte ihn jedoch zuletzt wieder zu. Der Mehrzahl der Auswertungen 
zufolge steht sie insgesamt näher an der FDP als an der Union. Einzig in der Rentenpolitik stellt die AfD 
eine Ausweitung sozialer Sicherung in Aussicht. In der Steuer- und Finanzpolitik, der Arbeitsmarktpolitik und 
im wirt-schafts- und sozialpolitischen Leitbild überwiegen dagegen der Marktliberalismus und im Effekt die 
Umverteilung von unten nach oben. Damit bestätigt das vorliegende Working Paper das bekannte „AfD-
Paradox“ (Fratzscher): Die AfD steht für eine Wirtschafts- und Sozialpolitik, die ihren eigenen Wähler:innen 
ökonomisch mehr schaden als nutzen würde. Die Analyse von Wähler:innendaten spitzt das Paradox zu: 
Die AfD-Wähler:innen wissen um die entsprechenden Positionen ihrer Partei und befürworten diese. Wenn 
andere Parteien diese Wähler:innen durch linke Sozialpolitik mobilisieren wollten, müssten sie sie zunächst 
davon überzeugen, dass wohlfahrtsstaatliche Umverteilung und Sicherung überhaupt etwas Wünschens-
wertes sind, von dem die Wähler:innen selbst profitieren würden.  
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0. Die Einordnung wirtschafts- und sozialpolitischer Positionen 
Die AfD ist seit Frühjahr /0/1 die stärkste Partei in bundesweiten Umfragen. Eine Regierungsbeteili-
gung auf Landes- und mittelfristig auch auf Bundesebene scheint nicht mehr ausgeschlossen. Das 
verleiht der Frage, für welche Positionen die Rechtsaußenpartei steht, besondere Dringlichkeit. Wäh-
rend die allgemeine Radikalisierung der AfD und ihre Positionen in Fragen von Migrations- oder Ge-
schlechterpolitik weithin bekannt sind, besteht bezüglich ihrer wirtschafts- und sozialpolitischen Posi-
tion eine gewisse Unklarheit. Die deutliche Mehrheit der Forschungsliteratur ordnet die AfD als markt-
liberal ein (Barthel, /0/O; Becker et al., /0QR; Diermeier, /0/0; Dietl, /0QS; Flecker et al., /0QR; Fratz-
scher, /0/T). Einzelne Stimmen in Publizistik und Wissenschaft vertreten jedoch eine gegenteilige 
Position, der zufolge die Partei im Zuge ihrer allgemeinen Radikalisierung „ökonomisch nach links“ 
gerückt sei und nun innerhalb der nationalen Gemeinschaft Umverteilung und soziale Sicherung be-
fürworte – dasselbe gelte für andere Rechtsaußenparteien in Europa (Lau, /0/T; Manow, /0/1, S. OS–
\0, Q10–Q1Q; Zitelmann, /0/T). Im vorliegenden Text soll die Frage nach der wirtschafts- und sozialpo-
litischen Position der Partei auf Grundlage empirischer Daten beantwortet werden. 

Wie in der Politikwissenschaft gängig, betrachte ich dafür die ökonomischen Positionen von Par-
teien als ein lineares Spektrum, das sich zwischen zwei Polen erstreckt. Am einen Ende stehen Posi-
tionen, die ich als redistributiv-interventionistisch-sozialprotektionistisch bezeichne, umgangssprach-
lich ist oft von „ökonomisch linken“ Positionen die Rede. Die Vertreter:innen dieser Positionen betrach-
ten ökonomische Ungleichheit als Problem und wollen sie durch eine Politik von Solidarität und Um-
verteilung mindern oder abschaffen. Sie wünschen sich staatliches Handeln, das nicht auf Wettbe-
werbspolitik beschränkt bleibt, sondern Produktion und Verteilung aktiv gestaltet. Sie stehen für ein 
höheres Niveau sozialer Sicherung ein, wollen die Position von Arbeitnehmer:innen gegenüber Unter-
nehmen stärken und sind bereit, für entsprechende Maßnahmen höhere Steuern und Abgaben sowie 
öffentliche Verschuldung zu akzeptieren. Am anderen Ende des Spektrums stehen Positionen, die ich 
als marktliberal-unternehmensfreundlich-fiskalkonservativ bezeichne und die umgangssprachlich oft 
„ökonomisch rechts“ genannt werden. Ihre Vertreter:innen sind der Ansicht, dass die Wirtschaft durch 
Markt und Wettbewerb bestimmt sein soll. Auf dem Markt entstehende Ungleichheiten gelten ihnen (in 
gewissem Maße) als gerecht und wünschenswert. Sie wollen die ökonomische Aktivität des Staats auf 
eine Ordnungs- bzw. Wettbewerbspolitik begrenzt sehen, die ein effektives Wirken der Marktkräfte 
gewährleistet. Produktion und Verteilung sollen ohne politische Einmischung durch den Markt selbst 
bestimmt werden, der am besten darin sei, wirtschaftliche Ziele zu definieren und die optimalen Wege 
zu ihrer Erreichung zu finden. Unternehmen sollen von Regulierungen und Belastungen befreit, Steu-
ern, Abgaben und öffentliche Verschuldung so niedrig wie möglich gehalten werden, wofür auch ein 
niedrigeres Niveau sozialer Sicherung hingenommen wird. 

Dieses Schema zur Bestimmung wirtschafts- und sozialpolitischer Positionen lässt explizit die Mög-
lichkeit offen, dass rechte und auch rechtsextreme Parteien am „ökonomisch linken“, also redistributiv-
interventionistisch-sozialprotektionistischen Pol stehen – zum Beispiel, weil sie Kapitalismus als eine 
zersetzende Kraft betrachten, gegen die traditionelle Lebensformen und nationale Gemeinschaften 
durch einen ökonomisch starken Staat verteidigt werden sollen. Ob die AfD eine solche ethnisch ex-
klusive, aber „ökonomisch linke“ Position bezieht oder ob sie dem in der deutschen Rechten üblichen 
ordoliberalen Marktliberalismus folgt, ist eine empirische Frage, zu deren Klärung dieser Text beitragen 
soll. 

Hierfür bestimme ich die wirtschafts- und sozialpolitische Position der AfD mittels fünf Auswertungs-
arten. Jede einzelne von ihnen hat eigene Vor- und Nachteile, in der Zusammenschau schaffen sie 
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jedoch ein Bild, das kohärent ist und als gut abgesichert gelten kann: In der wirtschafts- und sozialpo-
litischen Positionierung der AfD überwiegt die Kontinuität. Zwar schwächt die Partei den extremen 
Marktliberalismus ihrer ersten Jahre im Lauf der Zeit etwas ab, insgesamt bleibt sie aber eine marktli-
berale Partei, die sich wirtschafts- und sozialpolitisch in der Nähe von CDU/CSU und FDP bewegt – 
den meisten Auswertungsarten zufolge mit einer größeren Nähe zur FDP.1 

1. Ansatz 0: Qualitative Auswertung der Wahlprogramme 
Eine naheliegende Weise, die Position einer Partei zu bestimmen, ist die Analyse ihrer Wahlpro-
gramme. Der große Vorteil dieser Datenquelle besteht darin, dass Parteien ihre Programme in einem 
verbindlichen innerparteilichen Entscheidungsprozess beschließen. Diese stellen somit die offizielle 
Position der Partei dar – im Gegensatz zu Äußerungen einzelner Parteifunktionär:innen, bei denen es 
sich mitunter um bloße Einzelmeinungen handelt, die sich der Gesamtpartei nur bedingt zurechnen 
lassen. Das detaillierteste Verständnis der Parteiposition ermöglicht zunächst eine qualitativ-inhalts-
analytische Untersuchung.   

Seit ihrer Gründung /0QT hat die AfD insgesamt zehn bundesweite Programme beschlossen: vier 
Bundestagswahlprogramme (AfD, /0QT, /0Ql, /0/Q, /0/\), drei Europawahlprogramme (AfD, /0QOa, 
/0QR, /0/T) und drei von Wahlen unabhängige Programme (AfD, /0QOb, /0Q1, /0/0). Diese zehn Do-
kumente habe ich für fünf Bereiche ausgewertet: wirtschafts- und sozialpolitisches Leitbild, Steuer- und 
Finanzpolitik, Arbeitsmarktpolitik, Rentenpolitik und Gefährdungsdarstellungen. Ich beschränke mich 
im vorliegenden Text auf eine Zusammenfassung der wichtigsten Befunde – eine etwas ausführlichere 
Analyse ist an anderer Stelle publiziert (Biskamp, /0/1), eine deutlich detailliertere Analyse erscheint 
/0/l (Biskamp, /0/l). 

Blickt man auf das in den Programmen artikulierte wirtschafts- und sozialpolitische Leitbild, über-
wiegt die Kontinuität. Die AfD bekennt sich wie fast alle Parteien in Deutschland zur „sozialen Markt-
wirtschaft“,2 interpretiert dieses Konzept aber in ausgesprochen marktliberaler Weise. Wohlstand ver-
spricht sie sich vor allem von einem möglichst ungehinderten Wirken von Markt und Wettbewerb. Der 
Staat soll sich auf das Schaffen eines Ordnungsrahmens beschränken, innerhalb dessen sich die 
Marktkräfte effektiv entfalten können. Dies ist ein typisches Motiv für die deutsche Rechte im Allgemei-
nen und die AfD im Besonderen prägenden ordoliberalen Tradition, einer deutschen Spielart des Ne-
oliberalismus.3 Die Partei befürwortet zwar soziale Sicherung für ohne eigenes Verschulden in Notla-
gen geratene Personen, betont jedoch, dass dabei stets das Prinzip der Leistungsgerechtigkeit gelten 
soll: Leistungen soll vor allem erhalten, wer Leistung erbracht hat oder zumindest bereit ist, Leistung 
zu erbringen. Immer wieder äußert die Partei den Verdacht, dass zu großzügige soziale Sicherung zu 
Faulheit führe – im jüngsten Programm von /0/\ sogar besonders ausführlich.4 Zudem betont die 
Partei, dass wohlfahrtsstaatliche Sicherung auf eine nationale Gemeinschaft begrenzt bleiben müsse; 
Ausländer:innen thematisiert sie wiederholt als illegitime Leistungsempfänger:innen. Verschiedene 

 
1 Ich betrachte in diesem Beitrag ausschließlich die Bundes-AfD. Einige Landesverbände in Ostdeutschland, insbesondere 
Thüringen und Sachsen-Anhalt, beziehen andere Positionen, können sich damit aber bislang bundesweit nicht durchsetzen. 
2 AfD, ;V9Wa, S. ;, 9;, 9W, ;V9Wb, S. W, X, Y, Z, 9;, ;V98, S. 8, ;9, <8, 8:, ;V9:, S. X<, ;V;V, S. 8, ;V;9, S. W;, WX–W8, ;V;<, S. 
99, ;V;X, S. 9V–99 
3 AfD, ;V98, S. X<, 8:, YV, Y9, ;V9:, S. WX, 8X, 8Z, ;V9Z, S. :Z, ;V;9, S. <V, <8, WX–W8, 9:8–9::, ;V;<, S. 9Z, ;W, WV, ;V;X, S. 
8<–8W, :Z, 9<Z, 98W 
4 AfD, ;V9Wa, S. 9;, ;V98, S. <X, ;V;V, S. <W, ;V;9, S. 9;8, ;V;X, S. 9V, ;;–;8 
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Formulierungen legen nahe, dass die Grenze zwischen deutsch und nichtdeutsch ethnisch-kulturell 
aufgeladen ist.5 

In der Steuer- und Finanzpolitik zeichnet sich die AfD durch einen extremen und sich im Zeitverlauf 
zuspitzenden Fiskalkonservatismus aus. Seit ihrer Gründung bis heute betrachtet die Partei öffentliche 
Verschuldung als Übel. Sie will nicht nur, im Sinne der ohnedies fiskalkonservativen grundgesetzlichen 
Schuldenbremse, die Nettoneuverschuldung begrenzen, sondern darüber hinaus auch bestehende 
Schulden abbauen.6 Dies wäre ein negativer fiskalischer Impuls, mit dem der Staat der Wirtschaft 
Nachfrage entziehen und die bestehende ökonomische Krise weiter zuspitzen würde. In der Steuer-
politik will die AfD Steuern deutlich senken und zahlreiche Steuerarten ganz abschaffen – die Liste 
abzuschaffender Steuern wird im Zeitverlauf immer länger. Gesenkt werden soll insbesondere die Ein-
kommensteuer, abgeschafft werden sollen im jüngsten Programm unter anderem die Vermögen-, die 
Erbschaft-, die Grund- und die Grunderwerbsteuer.7 Eine solche Steuerpolitik würde eine deutliche 
Umverteilung von unten nach oben bewirken, weil von den „Entlastungen“ insbesondere Unternehmen 
sowie Haushalte mit hohen Einkommen und Vermögen profitieren würden. Eine merkliche Senkung 
der Mehrwert- bzw. Umsatzsteuer, die vor allem Haushalte mit niedrigen Einkommen entlasten würde, 
vertritt die AfD nur einmalig /0Ql.8 Das steuer- und finanzpolitische Programm der AfD hätte eine mas-
sive Unterfinanzierung des Staates zur Folge.9 Diese ließe sich nur durch erhebliche Ausgabenkürzun-
gen insbesondere im sozialen Bereich auffangen – die Verteidigungsausgaben als einen der größten 
Ausgabenposten will die AfD erhöhen (zumindest wollte sie das bis zur tatsächlichen Erhöhung der 
letzten Jahre). 

In der Arbeitsmarktpolitik lassen sich im Zeitverlauf einige Veränderungen erkennen. Die AfD star-
tete /0QT/QO mit einer konsistent unternehmensfreundlichen Position, die sich unter anderem durch die 
entschiedene Ablehnung des gesetzlichen Mindestlohns und vage Versprechungen einer umfassen-
den Deregulierung des Arbeitsrechts auszeichnete.10 Ab /0Q1 folgte zunächst eine Verschiebung hin 
zu einer, gemessen an der Anfangszeit, etwas arbeitnehmerfreundlicheren Position, in deren Rahmen 
die Partei ihre Haltung zum Mindestlohn revidierte und Regelungen zum Schutz von prekär Beschäf-
tigten einforderte.11 Zuletzt wurde die AfD jedoch wieder deutlich unternehmensfreundlicher. Anstatt 
eine stärkere Regulierung prekärer Beschäftigung zu versprechen, will sie den Niedriglohnsektor nun 
durch steuerliche Entlastung gezielt fördern.12 Zudem will sie die Sicherungssysteme gegen das Risiko 
der Arbeitslosigkeit schwächen – in Zeiten einer stark angespannten Arbeitsmarktlage. Die Regelung 
zur Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes soll in einer Weise reformiert werden, die in den meisten 
Fällen zu einer Verkürzung der Bezugsdauer führen würde – Personen, die weniger als drei volle Jahre 
versicherungspflichtig beschäftigt waren, sollen gar kein Arbeitslosengeld mehr erhalten (Tabelle Q). In 
der Folge würden zahlreiche Arbeitnehmer:innen im Fall des Arbeitsplatzverlusts schneller oder unmit-
telbar in die Grundsicherung fallen. Diese wiederum soll in einer Weise reformiert werden, durch die 

 
5 AfD, ;V98, S. W9–W<, XY, 8;–8W, ;V9:, S. ;Y–<V, X8, ;V9Z, S. XX, ;V;V, S. ;V–;X, ;V;9, S. Z8–Z:, ZZ, 99Y–99Z, 9XV–9X9, 
;V;X, S. 9;, 9Y, ;V, ;W, 9VV–9VX, 9VZ–99V, 99; 
6 AfD, ;V9<, S. <, ;V9Wa, S. ;<, ;V9Wb, S. 9V, 9;, ;V98, S. :8, ;V9:, S. X9, ;V;X, S. XW 
7 AfD, ;V9<, S. <, ;V9Wb, S. 8, Z–9V, ;V98, S. :<–:X, ;V9:, S. XV–X9, ;V;9, S. <W–<8, ;V;X, S. <8, X8, XY 
8 AfD, ;V9:, S. XV 
9 Studien diverser Wirtschaftsforschungsinstitute kommen zu ähnlichen Befunden (Bach, ;V;X; Blömer et al., ;V;X; Diermeier 
et al., ;V;X; Stichnoth & Hebsaker, ;V;X). 
10 AfD, ;V9Wb, S. W, 8, ;V9Wa, S. 9W 
11 AfD, ;V98, S. <8–<:, ;V9:, S. X;, XY, ;V;9, S. 99Z–9;9 
12 AfD, ;V;X, S. X8 
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sich die Situation für die Leistungsbeziehenden deutlich verschlechtern würde, unter anderem durch 
eine staatliche Arbeitspflicht nach sechs Monaten.13 Diese Änderungen würden die Hartz-Reformen 
der /000er weitertreiben und in der Folge die Position von Arbeitnehmer:innen erheblich schwächen, 
da diese im Fall des Arbeitsplatzverlustes mit beschleunigtem sozialem Abstieg rechnen müssten. Das 
wiederum würde Anreize schaffen, auch in schlechten oder sogar missbräuchlichen Arbeitsverhältnis-
sen zu verbleiben und im Falle von Arbeitslosigkeit auch nicht qualifikationsangemessene Stellen an-
zunehmen, anstatt angemessene Stellen zu suchen. Das bedeutet im Verhältnis zwischen Arbeitneh-
mer:innen und Unternehmen eine deutliche Machtverschiebung zugunsten der Letzteren. Zudem 
würde die Arbeitsproduktivität sinken, wenn mehr Menschen auf nicht qualifikationsangemessenen 
Stellen arbeiten. Eine weitere Veränderung der arbeitsmarktpolitischen Position der AfD betrifft die Ar-
beitsmigration. Hier beginnt die AfD mit einer liberal-utilitaristischen Position, aus der heraus sie einen 
Mangel an qualifizierter Zuwanderung beklagt. Ab /0Q1 revidiert sie diese Position und betrachtet Im-
migration überwiegend und in zunehmendem Maße als arbeitsmarktpolitisches Problem.14 

 
Maximale  
Bezugsdauer 

Bedingung nach geltendem Recht Bedingung nach AfD-Konzept 

! Monate ) Jahr versicherungspflichtige Beschäftigung in den 
letzten : Jahren () Jahr in den letzten <,: Jahren für 
Berechtigung allgemein) 

A volle Beitragsjahre 

C Monate  ),: Jahre versicherungspflichtige Beschäftigung in den 
letzten : Jahren 

C volle Beitragsjahre 

)< Monate < Jahre versicherungspflichtige Beschäftigung in den 
letzten : Jahren 

): volle Beitragsjahre 

): Monate <,: Jahre versicherungspflichtige Beschäftigung in 
den letzten : Jahren und Lebensalter von :F oder älter 

<) volle Beitragsjahre 

)G Monate A Jahre versicherungspflichtige Beschäftigung in den 
letzten : Jahren und Lebensalter von :: oder älter 

<H volle Beitragsjahre 

<I Monate I Jahre versicherungspflichtige Beschäftigung in den 
letzten : Jahren und Lebensalter von :G oder älter 

AC volle Beitragsjahre 

Tabelle ': Maximale Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes nach geltendem Recht und nach AfD-Konzept15 

Die Rentenpolitik ist der einzige Bereich, in dem die AfD zuletzt eine Stärkung sozialer Sicherung in 
Aussicht stellt. Nachdem die Partei eine eindeutige Positionierung lange vermieden hatte, verspricht 
sie seit /0/\, das Rentenniveau so weit zu erhöhen, dass die Nettoersatzquote langfristig von derzeit 
ca. \T % auf l0 % steigen würde.16 Damit würden sich die im internationalen Vergleich niedrigen Ren-
ten in Deutschland dem Niveau von Ländern wie Österreich annähern. Durch eine solche Rentenre-
form würde zwar ein soziales Sicherungssystem gestärkt, jedoch wäre es nur sehr bedingt ein Beitrag 
zur Überwindung von Ungleichheit oder zur Umverteilung von oben nach unten. Weil die Rentenhöhe 
in der gesetzlichen Rentenversicherung von den im Erwerbsleben geleisteten Beiträgen abhängt, führt 

 
13 AfD, ;V;X, S. ;;–;8 
14 Für eine ausführliche Diskussion der AfD-Arbeitsmarktpolitik s. Barthel (;V;W). 
15 Nach dem Konzept „soll der Anspruch auf Arbeitslosengeld […] erst nach drei vollen Beitragsjahren eintreten und zunächst 
auf sechs Monate beschränkt werden. Für je zwei weitere Beitragsjahre erhöht sich der Anspruch danach um einen Monat“ 
(AfD, ;V;X, S. ;9). Lediglich Gruppen, die lange beschäftigt waren, aber unterhalb der Altersgrenzwerte des geltenden Rechts 
liegen, könnten in relevantem Maße vom AfD-Vorschlag profitieren (AfD, ;V;X, S. ;9; BMAS, ;V;<, eigene Berechnungen). 
16 AfD, ;V9<, S. <, ;V9Wa, S. <, 9V, 9X, ;V9Wb, S. 8, ;V98, S. <8–<:, W9–WW, ;V9:, S. 9W, ;Y, <:, XV, X8–XY, ;V9Z, S. 9W, ;Z, 88, 
;V;V, S. 8–<Y, ;V;9, S. X<–XW, 9VW–9VZ, 9;8–9<9, ;V;<, S. ;V, ;X, ;Y, W8, ;V;X, S. 9:–;V 
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das System nicht zur Umverteilung zwischen oben und unten, sondern dazu, dass ökonomische Un-
gleichheiten aus der Erwerbsphase im Alter fortgeschrieben werden. Personen, deren Rentenansprü-
che aufgrund von niedrigen Löhnen und unterbrochenen Erwerbsbiografien unterhalb des Grundsiche-
rungsniveaus liegen (also viele der von der AfD immer wieder beschworenen „Rentner, die Flaschen 
sammeln müssen“), würden von einer pauschalen Anhebung des Rentenniveaus nur in Teilen profitie-
ren; Personen mit ohnedies hohen Renten würden dagegen durchweg einen erheblichen Wohlstands-
zuwachs erleben. Damit unterscheidet sich das AfD-Konzept deutlich von stärker umverteilend wirken-
den universalistischen Grundrenten-Konzeptionen. Zudem besteht eine starke Spannung zwischen 
den rentenpolitischen Versprechungen und der finanzpolitischen Position der AfD: Die Rentenerhö-
hung soll in Teilen durch Mehrausgaben aus dem allgemeinen Bundeshaushalt finanziert werden – bei 
gleichzeitigem Schuldenabbau und Steuersenkungen. 

Gefährdungsdarstellungen spielen in der wirtschafts- und sozialpolitischen Programmatik der AfD 
eine besonders große Rolle. Die Partei stellt bestimmte gesellschaftliche Entwicklungen als große Ge-
fahren für Wirtschaft und Wohlstand in Deutschland dar. Hierfür macht sie die anderen Parteien ver-
antwortlich und behauptet, sie sei die einzige politische Kraft, die diese Gefahren aufhalten könne und 
wolle. Diese Gefährdungsdarstellungen sind für den wirtschafts- und sozialpolitischen Diskurs der AfD 
mindestens so wichtig wie konkrete Policy-Versprechen. Die Gefahren, die die Partei jeweils in den 
Vordergrund rückt, unterliegen im Laufe der Zeit einem Wandel. In den ersten Jahren nach Parteigrün-
dung stehen die Dynamiken der europäischen Währungsunion im Fokus. Zwar betrachtet die Partei 
den Euro nach wie vor als Problem, seit /0Q1 verliert es im Parteidiskurs aber zunehmend an Rele-
vanz.17 Stattdessen rücken die „unkontrollierte Massenmigration“18 sowie die Kombination aus verän-
derten Familienmodellen und demografischer Entwicklung19 in den Vordergrund. Seit /0QR tritt zusätz-
lich die Klima- und Energiepolitik hinzu, die seit /0// eine Einheit mit der Russlandpolitik bildet.20 Wäh-
rungsunion, Immigration, Demografie und Energiewende gelten der AfD als die eigentlichen wirtschaft-
lichen Probleme. 

Auch wenn sich die Programmatik der AfD von /0QT bis /0/\ deutlich verändert hat, überwiegt in 
wirtschafts- und sozialpolitischen Fragen die Kontinuität. Die Partei erweist sich durchgehend als 
marktliberal-unternehmensfreundlich-fiskalkonservative Partei. Die Bezeichnung „unternehmens-
freundlich“ ist insofern einzuschränken, als die AfD sich zwar in Fragen der direkten Beziehungen zwi-
schen Arbeitnehmer:innen und Unternehmen tendenziell auf die Seite der Letzteren stellt (ohne dies 
explizit zu benennen), zugleich aber Politiken verfolgt, die auch deutschen Unternehmen erheblich 
schaden würden. Dies gilt insbesondere hinsichtlich der Positionen zur Europäischen Union, zur Wäh-
rungsunion und zur Migrationspolitik. Würden die Forderungen der AfD in diesen Bereichen umgesetzt, 
dürfte es deutschen Unternehmen weitaus schwerer fallen, einerseits Abnehmer:innen für ihre Pro-
dukte und andererseits Arbeitskräfte zu finden. Die Energiepolitik der AfD würde zwar einigen Unter-
nehmen kurzfristig nutzen, langfristig dürfte aber auch das nicht gelten (Diermeier et al., /0/\; Fratz-
scher, /0/1). 

 
17 AfD, ;V9<, S. 9, <, ;V9Wa, S. 9–8, Z–9V, ;<–;X, ;V9Wb, S. W–X, ;V98, S. 9Y–;;, ;V9:, S. 9W–98, X8–X:, ;V9Z, S. 9W, ;W, ;Y–
<X, ;V;9, S. ;Z, XV–XZ, ;V;<, S. Y–Z, 9Z–;;, ;V;X, S. 89–88 
18 AfD, ;V9<, S. W, ;V9Wb, S. 9V, 9;–98, ;V98, S. XY–8X, ;V9:, S. ;Y–<;, X8–X:, ;V9Z, S. WV–W9, XX–X8, ;V;V, S. ;9–;X, ;V;9, 
S. ZV–9V<, 99Y–99Z, ;V;<, S. 9<–9Y, ;V;X, S. 9VV–99X 
19 AfD, ;V9<, S. <, ;V9Wa, S. 9X, 9Y, ;V9Wb, S. 9V, ;V98, S. Z, <:, WV–WW, ;V9:, S. <:–W9, XV, X:, ;V9Z, S. <:, 8X–8Z, ;V;V, S. 
8–9Z, ;:–<;, ;V;9, S. 9VW–9VX, 999–99;, 9;8, ;V;<, S. W8–W:, ;V;X, S. 9WW–9XX 
20 AfD, ;V9<, S. W, ;V9Wa, S. 9Z–;V, ;V9Wb, S. Z, ;V98, S. :Z–Y;, ;V9:, S. 8X–88, ;V9Z, S. :Z–Y9, ;V;9, S. W;–W<, 9:W–9:Y, 
9ZV–9Z9, ;V;<, S. Y, ;:, <W, <Z–W9, ;V;X, S. <Y, WV–W;, :<, ::–YV, Y<, Z9–Z; 
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J. Ansatz 1: Quantitative Auswertung der Wahlprogramme basierend auf 
Daten des Manifesto Project 

Will man die Positionen mehrerer Parteien in einer anschaulichen Weise vergleichen, ist es hilfreich, 
wenn man sie nicht nur in Worten, sondern auch in Zahlen beschreiben kann, denn erst dies erlaubt 
intuitive grafische Darstellungen. Ein Weg zu solchen Zahlen führt über die quantitative Auswertung 
von Parteiprogrammen. Eine Grundlage für eine solche Analyse bietet das Manifesto Project (MAR-
POR). Dieses bereitet Wahlprogramme von Parteien aus verschiedenen Ländern in einer standardi-
sierten Weise auf. Dafür werden die Programme zunächst in Quasisätze zerlegt, definiert als einzelne 
inhaltliche Aussagen, die einen ganzen grammatikalischen Satz oder einen Teil eines grammatikali-
schen Satzes umfassen können. Anschließend werden diese Quasisätze jeweils einer inhaltlichen Ka-
tegorie zugeordnet – z.B. die Ablehnung von Migration, die Befürwortung eines Ausbaus des Wohl-
fahrtsstaates, die Befürwortung von Traditionalismus etc. Schließlich berechnet das Projekt für jedes 
Programm den Anteil der einzelnen Kategorien in Prozent, sodass man z.B. erfährt, dass eine Partei 
in T Prozent aller Quasisätze des Programms Migration ablehnt, in Q Prozent der Quasisätze einen 
Ausbau des Wohlfahrtsstaates befürwortet usw. Will man auf dieser Grundlage die wirtschafts- und 
sozialpolitischen Positionen der Parteien vergleichen, kann man alle eher redistributiv-interventionis-
tisch-sozialprotektionistischen und alle eher marktliberal-unternehmensfreundlich-fiskalkonservativen 
Kategorien addieren bzw. subtrahieren und anhand des Ergebnisses einschätzen, wo die jeweilige 
Partei in Wirtschaftsfragen zu verorten ist.21 

Analysiert man die Programme der relevanten deutschen Parteien auf diese Weise, ist eine Links-
rechts-Zweiteilung des Parteiensystems zu erkennen (Abbildung Q). Auf der einen Seite stehen SPD, 
Grüne, Linke und zuletzt BSW, auf der anderen CDU/CSU, FDP und AfD. Diese Zweiteilung zeigt sich 
über den Zeitverlauf hinweg stabil. Innerhalb der beiden Blöcke sind weitere Unterschiede zu erken-
nen. Unter den linken Parteien stehen sich SPD, Grüne und BSW relativ nahe, Die Linke steht ökono-
misch deutlich weiter am redistributiv-interventionistisch-sozialprotektionistischen Pol. Unter den rech-
ten Parteien erweisen sich FDP und AfD als etwas marktliberaler als die Union. 

Betrachtet man die Position der AfD im Zeitverlauf, ist zu erkennen, dass sie /0QT mit einem aus-
geprägt marktliberalen Programm startet, diese Position /0Ql etwas abschwächt, um sie im Folgenden 
wieder zuzuspitzen. Die zwischenzeitliche Abschwächung ist vor allem darauf zurückzuführen, dass 
Wirtschafts- und Sozialpolitik im auf Migrations- und Familienpolitik fokussierten Programm von /0Ql 
eine relativ geringe Rolle spielt, sodass der Marktliberalismus anteilsmäßig weniger ins Gewicht fällt. 
Seit /0/\ steht Wirtschafts- und Sozialpolitik wiederum im Zentrum des Programms – und die Partei 
am marktliberalen Ende des Spektrums. 

Damit ist auch ein Nachteil dieser Art der Erfassung von Parteipositionen angesprochen. Da die 
jeweilige Position auf Grundlage des Anteils der den einzelnen Kategorien zugeordneten Quasisätze 

 
21 Kategorien, die sich keiner dieser beiden Seiten zuordnen lassen, weil sie nicht direkt wirtschafts- und sozialpolitisch sind 
oder die Richtung uneindeutig ist, wurden außen vor gelassen. Genutzt wurde der Datensatz ;V;Xa (Lehmann et al., ;V;X). 
Einbezogen wurden die folgenden Kategorien (+: codiert als marktliberal-unternehmensfreundlich-fiskalkonservativ; −: codiert 
als redistributiv-interventionistisch-sozialprotektionistisch): perWV9 free market economy (+), perWV; incentives: positive (+), 
perWV< market regulation (−), perWVW economic planning (−), perWV8 protectionism positive (−), perWV: protectionism negative 
(+), perWVZ Keynesian demand management (−), perW9; controlled economy (−), perW9< nationalisation (−), perW9W economic 
orthodoxy (+), perW9X Marxist analysis (−), perXV< equality: positive (−), perXVW welfare state expansion (−), perXVX welfare 
state limitation (+), per:V9 labour groups: positive (−), per:V; labour groups: negative (+). Die durch die Addition/Subtraktion 
der Kategorien gebildeten Variablen wurden dann für die Gesamtheit aller Programme der sieben Parteien seit ;V9< z-stan-
dardisiert, sodass die in den Darstellungen angegebenen Einheiten Standardabweichungen vom Mittelwert sind. 



IRex:RESEARCH | Working Paper #8   Y | 9: 

am Parteiprogramm bestimmt wird, können Positionen nur dann als besonders stark ausgeprägt er-
scheinen, wenn die Partei dem Thema viel Raum im Programm gibt. Das ist insgesamt plausibel, je-
doch muss eine besonders starke Position nicht in jedem Fall besonders viel Raum einnehmen. Ein 
einzelner Satz kann inhaltlich radikaler sein als eine seitenlange Auflistung von Problemen. Daher ist 
es hilfreich, zur Absicherung der Ergebnisse weitere Formen der Erfassung hinzuzuziehen. 

 

N. Ansatz J: Auswertung von Wahl-O-Mat-Antworten 
Eine dieser weiteren Formen der Erfassung besteht in der Nutzung des von der Bundeszentrale für 
politische Bildung erstellten Wahl-O-Mat. Dieser soll Wähler:innen eine Grundlage für ihre Wahlent-
scheidung bieten. Allerdings kann er auch genutzt werden, um Parteipositionen zu bestimmen. Für 
jede Bundestagswahl legt die Bundeszentrale den Parteien eine in Zusammenarbeit mit Expert:innen 
und einer Redaktion von Jungwähler:innen erarbeitete Liste mit TS politischen Aussagen bzw. Forde-
rungen vor. Die Parteien können sich zu diesen Forderungen jeweils mit Zustimmung, mit Ablehnung 
oder neutral positionieren. Diese Antworten der Parteien können genutzt werden, um ihre Positionen 
zu bestimmen (Fratzscher, /0/T). Für die folgende Auswertung habe ich für jede der letzten vier Bun-
destagswahlen für jede Partei je einen Score von 0 bis Q00 berechnet. 0 steht für ein perfekt 

 
Abbildung ': Ökonomische Parteipositionen nach Wahlprogrammen; Datenbasis: Manifesto Project, Datensatz GHGIa (Leh-

mann et al., GHGI); die y-Achse zeigt oben marktliberal-unternehmensfreundlich-fiskalkonservative, unten redistributiv-inter-

ventionistisch- sozialprotektionistische Positionen, die Einheiten sind Standardabweichungen vom Mittelwert aller einbezo-

genen Programm. 
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redistributiv-interventionistisch-sozialprotektionistisches, also „ökonomisch linkes“, Q00 für ein perfekt 
marktliberal-unternehmensfreundlich-fiskalkonservatives, also „ökonomisch rechtes“ Antwortverhal-
ten.22 

Entscheidend für diese Auswertung sind die Auswahl der einschlägigen Forderungen aus dem Wahl-
O-Mat und ihre Zuordnung zu den beiden Enden des wirtschafts- und sozialpolitischen Spektrums. 
Weil die Formulierungen von der Wahl-O-Mat-Redaktion nicht geschaffen wurden, um eine Bestim-
mung der wirtschafts- und sozialpolitischen Position zu ermöglichen, besteht ein gewisser Interpreta-
tionsspielraum. Ich habe die Zuordnung in zwei verschiedenen Varianten durchgeführt, einer engen 
und einer weiten. Bei der engen Variante wurden nur Forderungen einbezogen, die sich unmittelbar 
auf Fragen der ökonomischen Verteilung zwischen oben und unten, der sozialen Sicherung, der 
Staatsfinanzen oder der Marktfreiheit beziehen und eine eindeutige Zuordnung zu einer Richtung zu-
lassen. Bei der weiten Variante wurden zusätzlich Forderungen einbezogen, die sich nur mittelbar auf 
Fragen der ökonomischen Verteilung zwischen oben und unten, der sozialen Sicherung, der Staatsfi-
nanzen oder der Marktfreiheit beziehen oder deren Zuordnung zu einer Richtung diskutabel ist.23  

 
22 Die Berechnung verläuft wie folgt: Alle Parteien starten bei jeder Wahl mit V Punkten. Stimmt eine Partei einer marktliberal-
unternehmensfreundlich-fiskalkonservativen Forderung zu oder lehnt eine redistributiv-interventionistisch-sozialprotektionis-
tische Forderung ab, erhöht sich ihr Wert um 9. Lehnt sie eine marktliberal-unternehmensfreundlich-fiskalkonservative Forde-
rung ab oder stimmt einer redistributiv-interventionistisch-sozialprotektionistischen Forderung zu, mindert sich ihr Wert um 9. 
Um Vergleichbarkeit zwischen den Wahlen zu ermöglichen, wurde die so erreichte Punktzahl mittels linearer Transformation 
ins Verhältnis zur bei der jeweiligen Wahl maximal möglichen Punktzahl gesetzt, sodass sich eine Skala von V bis 9VV ergibt 
(Datengrundlage: Bundeszentrale für politische Bildung, ;V9<, ;V9:, ;V;9, ;V;X). 
23 Die Auswahl der Items und die Begründung für die jeweilige Entscheidung können einer Excel-Tabelle entnommen werden, 
die unter der untenstehenden URL einsehbar ist. In der Tabelle kann auch die Zuordnung der einzelnen Items angepasst 
werden, um interaktiv zu prüfen, welche Veränderungen sich in den Diagrammen ergeben. Insgesamt ist das Ergebnis robust 

 
Abbildung G: Ökonomische Parteipositionen nach Wahl-O-Mat-Antworten (Datengrundlage: Bundeszentrale für politische 

Bildung, GH'U, GH'V, GHG', GHGI), enge Auswahl der Items; die y-Achse reicht von einem perfekt marktliberal-unternehmens-

freundlich-fiskalkonservativen Antwortverhalten oben ('HH) zu einem perfekt redistributiv-interventionistisch-sozialprotektio-

nistischen Antwortverhalten unten (H) 
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Die Ergebnisse ähneln insgesamt denen des im vorherigen Abschnitt geschilderten Ansatzes. Wie-
der ist eine klare Zweiteilung des Parteiensystems in linke und rechte Parteien zu erkennen. Bei der 
engen Variante (Abbildung /) erreichen Die Linke (/0/Q) und die FDP (/0/Q, /0/\) teilweise die nied-
rigst- bzw. höchstmöglichen Werte 0 bzw. Q00. Bei der AfD ist wieder eine Bewegung zu erkennen: Die 
Partei startet mit einem ausgeprägten Marktliberalismus rechts von Union und FDP, schwächt diesen 
dann etwas ab und spitzt ihn zuletzt wieder zu. Allerdings erweist sich die Partei ab /0Ql als weniger 
marktliberal als die FDP und steht – insbesondere durch den Wert von /0/Q – tendenziell etwas näher 
an der CDU/CSU. 

In der weiten Variante (Abbildung T), in die auch Forderungen einbezogen wurden, deren Zuord-
nung weniger eindeutig ist, zeigt sich ein ähnliches Bild, allerdings erweist sich die AfD in dieser Be-
trachtung als etwas weniger marktliberal als Union und FDP. Das legt nahe, dass die AfD von ihrer 
marktliberalen Linie in Wirtschafts- und Sozialpolitik vor allem dann abweicht, wenn es nicht eindeutig 
um Fragen der Verteilung zwischen oben und unten, der sozialen Sicherung, der Staatsfinanzen oder 
der Marktfreiheit geht. 

Die Wahl-O-Mat-Auswertungen bieten für die Bestimmung von Parteipositionen zwei Vorteile: Zum 
einen handelt es sich wiederum um offizielle Positionierungen der Gesamtpartei, zum anderen beant-
worten alle Parteien für die jeweilige Wahl dieselben Fragen, was eine gute Vergleichbarkeit im Quer-
schnitt (also zwischen mehreren Parteien zum selben Zeitpunkt) ermöglicht. Allerdings unterscheiden 
sich die Fragen zwischen den verschiedenen Wahlen deutlich, sodass die Vergleichbarkeit im 

 
gegenüber einzelnen Entscheidungen. https://florisbiskamp.com/wordpress/wp-content/uploads/;V;8/V:/Floris-Biskamp-
;V;8-Auswertung-von-Wahl-O-Mat-Antworten-fuer-das-ARD-Magazin-Panorama.xlsx 

 
Abbildung U: Ökonomische Parteipositionen nach Wahl-O-Mat-Antworten (Datengrundlage: Bundeszentrale für politische 

Bildung, GH'U, GH'V, GHG', GHGI), weite Auswahl der Items; die y-Achse reicht von einem perfekt marktliberal-unterneh-

mensfreundlich- fiskalkonservativen Antwortverhalten oben ('HH) zu einem perfekt redistributiv-interventionistisch-sozialpro-

tektionistischen Antwortverhalten unten (H). 
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Längsschnitt (also zwischen mehreren Programmen derselben Partei zu unterschiedlichen Zeitpunk-
ten) nur eingeschränkt gegeben ist. Zudem sind die Fragen nicht bei allen Wahlen gleichermaßen gut 
geeignet, um die ökonomische Position der jeweiligen Partei zu bestimmen – so gab es /0/Q weniger 
hierfür nutzbare Fragen als in den anderen Wahljahren. 

P. Ansatz N: Ergebnisse der Expert:innenbefragung CHES 
Eine vierte Möglichkeit zur Erfassung von Parteipositionen bieten Expert:innenbefragungen. Dabei 
werden Expert:innen für die Politik in den jeweiligen Ländern nach ihren Einschätzungen zu den Posi-
tionen der verschiedenen Parteien befragt. Eine solche Befragung ist der Chapel Hill Expert Survey 
(CHES) (Rovny et al., /0/\). Der Turnus der Befragung entspricht nicht den Bundestags-, sondern 
den Europawahlen, weshalb es für die AfD drei Datenpunkte für die Jahre /0QO, /0QR und /0/O gibt. 
In einer der Fragen sollen die Expert:innen die ökonomische Position der Parteien auf einer Skala von 
0 (sehr weit links) bis Q0 (sehr weit rechts) einschätzen: 

„Parties can be classified in terms of their stance on economic issues such as privatization, 
taxes, regulation, government spending, and the welfare state. Parties on the economic left 
want government to play an active role in the economy. Those on the economic right want 
a reduced role for government“ (Rovny et al., 2025, Codebook, S. 17, Hervorhebung im 
Original). 

Die Ergebnisse (Abbildung O) zeigen dasselbe Muster wie die quantitative Auswertung der Wahlpro-
gramme. Wieder ist die Links-rechts-Zweiteilung in FDP, AfD und Union (hier nur CDU) einerseits sowie 
SPD, Grüne, BSW und Linke andererseits zu erkennen. Wieder sind FDP und AfD deutlich marktlibe-
raler als die Union, wieder steht Die Linke erkennbar weiter links als SPD und Grüne.  

 
Abbildung X: Die Einschätzung ökonomischer Parteipositionen durch Expert:innen; Datenbasis: CHES, Datensatz GHGX 

(Rovny et al., GHGI), Variable lrecon; die y-Achse reicht von ausgeprägt „ökonomisch rechten“ Positionen oben ('H) zu aus-

geprägt „ökonomisch linken“ Positionen unten (H) 
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Nach der Einschätzung der befragten Expert:innen startet die AfD /0QO von einer extrem marktliberalen 
Position mit einem Wert von S,R rechts von der FDP. /0QR mäßigt sich die Partei zwar auf einen Wert 
von l, wodurch sie zwischen CDU und FDP steht. Bis /0/O sehen die Expert:innen jedoch eine erneute 
Verschiebung zurück in Richtung Marktliberalismus, durch die die AfD einen Wert von l,1 erreicht und 
ungefähr mit der FDP gleichzieht. 

Expert:innenbefragungen bieten den Vorteil, dass ökonomische Positionen explizit abgefragt wer-
den. Allerdings sind sie mit dem Risiko verbunden, dass die Expert:innen selbst etablierten Vorurteilen 
folgen und Veränderungsprozesse unterschätzen. 

.. Ansatz P: Die Einschätzungen der Wahlberechtigten 
Die fünfte und letzte im vorliegenden Text dargestellte Möglichkeit, Parteipositionen zu erfassen, sind 
Einschätzungen der Wähler:innen bzw. Wahlberechtigten. Diese lesen zwar in der Regel keine Partei-
programme und setzen sich weniger intensiv mit den tatsächlichen Positionen der Parteien auseinan-
der als Expert:innen. Allerdings sind ihre Einschätzungen durch die direkte Verbindung zur jeweiligen 
Wahlentscheidung von besonderer Relevanz. Daten über die Einschätzungen von Wähler:innen in 
Deutschland liefert der German Longitudinal Election Survey (GLES), der in regelmäßigen Abständen 
Wahlberechtigte in Deutschland befragt. Unter anderem sollen die Befragten einschätzen, welche Po-
sitionen die Parteien zu verschiedenen Themen vertreten. Einschlägig ist hier insbesondere die fol-
gende Frage:  

„Manche wollen weniger Steuern und Abgaben, auch wenn das weniger sozialstaatliche 
Leistungen bedeutet, andere wollen mehr sozialstaatliche Leistungen, auch wenn das 
mehr Steuern und Abgaben bedeutet. Wie stehen Ihrer Meinung nach diese Parteien 
dazu?“ (GLES, 2026, PAPI-Fragebogen, S. 11) 

In die Auswertung wurden die Nachwahl-Querschnitte zu den Bundestagswahlen /0QT, /0Ql, /0/Q und 
/0/\ (GLES, /0QRa, /0QRb, /0/T, /0/1) einbezogen.24 Bei der Bundestagswahl /0QT wurde noch nicht 
nach der Einschätzung zur Position der AfD gefragt, wohl aber bei den drei folgenden. 

Die Auswertung für alle Wahlberechtigten (Abbildung \) zeigt, dass diese die Parteien insgesamt 
ähnlich einschätzen wie die Expert:innen, die AfD aber noch deutlicher am marktliberalen Pol sehen. 
Die AfD ist demnach /0Ql im selben Maße marktliberal wie die FDP und rückt im Folgenden noch 
weiter in diese Richtung – und zwar weiter und schneller als die FDP. 

Bezieht man nur Teile der Wahlberechtigten ein, kann die Auswertung spezifiziert werden. Von be-
sonderem Interesse sind diejenigen, die angeben, selbst die AfD gewählt zu haben. Beschränkt man 
die Auswertung auf diese Gruppe, wird die Einschätzung der ökonomischen Positionen der verschie-
denen Parteien durch AfD-Wähler:innen sichtbar. 

 
24 Verwendet wurden die folgenden Variablen: ;V;X: q<ZX; ;V;9: q<ZX; ;V9:: q:XX; ;V9<: qZ8X; für CDU/CSU wurde ein 
Mittelwert aus den Einschätzungen zu beiden Parteien gebildet; die 99-stufige Skala wurde recodiert, sodass sie von -X bis 
+X reicht; bei der Berechnung wurde das Designgewicht w_ow verwendet. 



IRex:RESEARCH | Working Paper #8   9< | 9: 

 
Abbildung I: : Die Einschätzung ökonomischer Parteipositionen durch alle Wahlberechtigten; Datenbasis: GLES, Nach-

wahl-Querschnitte GH'U, GH'V, GHG' und GHGI (GLES, GH'ca, GH'cb, GHGU, GHGd); die y-Achse reicht von ausgeprägt „öko-

nomisch rechten“ Positionen oben (Maximalwert +I) zu ausgeprägt „ökonomisch linken“ Positionen unten (Minimalwert -I); 

die Fehlerbalken markieren das cI-%-Konfidenzintervall 

 
Abbildung d: Die Einschätzung ökonomischer Parteipositionen durch AfD-Wähler:innen; Datenbasis: GLES-Nachwahl-

Querschnitte GH'U, GH'V, GHG' und GHGI (GLES, GH'ca, GH'cb, GHGU, GHGd); die y-Achse reicht von ausgeprägt „ökonomisch 

rechten“ Positionen oben (Maximalwert +I) zu ausgeprägt „ökonomisch linken“ Positionen unten (Minimalwert -I); die 

Fehlerbalken markieren das cI-%-Konfidenzintervall 
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Die Ergebnisse der auf die AfD-Wähler:innen beschränkten Auswertung (Abbildung 1) ähneln dem 
bekannten Muster, zeigen aber einige interessante Abweichungen. /0Ql sehen AfD-Wähler:innen ihre 
eigene Partei noch zwischen Union und FDP angesiedelt (wobei die Signifikanz der Unterschiede 
grenzwertig ist). Im Folgenden schätzen sie die AfD als zunehmend marktliberal ein, die anderen Par-
teien wiederum als tendenziell immer weniger marktliberal. In jüngerer Zeit betrachten AfD-Wähler:in-
nen ihre Partei als etwa so marktliberal wie die Gesamtheit aller Wahlberechtigten – und damit unge-
fähr so, wie bisherigen Auswertungen es nahelegen. Die anderen Parteien werden von den AfD-Wäh-
ler:innen dagegen zuletzt als deutlich weniger marktliberal eingeschätzt, als sie in den Augen aller 
Wahlberechtigten und in den anderen Auswertungsarten erscheinen. AfD-Wähler:innen halten die 
Union und die (von /0/Q bis /0/O an der Ampelregierung beteiligte) FDP für eher zentristisch, den 
linken Parteien schreiben sie eine sehr deutlich ausgeprägte Neigung zu hohen Steuern, Abgaben und 
Sozialleistungen zu – und den Grünen die allergrößte. Das steht im Einklang mit dem aus der For-
schung bekannten Befund, dass AfD-Wähler:innen selbst ausgeprägt marktliberale Präferenzen auf-
weisen und sich niedrigere Steuern und Abgaben wünschen, auch wenn das mit verringerten Sozial-
leistungen einhergehen würde (Diermeier, /0/0). Dieser Befund bietet Anlass, an der verbreiteten Auf-
fassung zu zweifeln, (potenzielle) AfD-Wähler:innen ließen sich durch Informationen über die marktli-
berale Ausrichtung der Partei von einer Wahlentscheidung für die AfD abbringen. 

V. Schlussbetrachtung: Warum ist die AfD trotz ihres Marktliberalismus so 
erfolgreich unter Arbeiter:innen? 

In der Gesamtschau der fünf Auswertungsarten erweist sich die AfD als eine Partei, die von ihrer Grün-
dung /0QT bis heute eindeutig am marktliberal-unternehmensfreundlich-fiskalkonservativen Pol des 
wirtschafts- und sozialpolitischen Spektrums steht, der Mehrzahl der Auswertungsarten zufolge näher 
an der FDP als an der CDU/CSU. Das ist umso bemerkenswerter, als die AfD überproportional häufig 
von Arbeiter:innen bzw. von Menschen mit niedrigen Einkommen und niedriger formaler Bildung ge-
wählt wird – von Wähler:innen also, denen eine solche marktliberale Politik mehr schaden als nutzen 
würde. Dieses bekannte „AfD-Paradox“ (Fratzscher, /0/T, /0/1) wird durch die Befunde über die Ein-
schätzungen der AfD-Wähler:innen sogar noch zugespitzt: Viele ihrer Wähler:innen wissen um diese 
Position ihrer Partei und wollen genau diese Politik (Diermeier, /0/0; Kaphegyi, /0//). Eine nahelie-
gende Erklärung hierfür liegt darin, dass diese Wähler:innen nicht (mehr) glauben, dass der Wohl-
fahrtsstaat denen nützt, die es ihrer Ansicht nach verdient hätten. Entsprechend wollen die AfD-Wäh-
ler:innen nicht, dass Steuern, Abgaben und Sozialleistungen steigen. 

Die AfD kann als „Arbeiterpartei“ einer „demobilisierten Klassengesellschaft“ (Dörre, /0QS) bezeich-
net werden. Sie wird in überproportionalem Maße von Arbeiter:innen und Menschen mit niedrigen Ein-
kommen und Bildungsabschlüssen gewählt, weist aber keine Anbindung an eine Arbeiter:innenbewe-
gung auf, die die spezifischen ökonomischen Interessen von Arbeiter:innen als Arbeiter:innen artiku-
liert. Vielmehr dethematisiert die AfD ökonomische Interessenkonflikte zwischen oben und unten sowie 
zwischen Arbeitnehmer:innen und Unternehmen systematisch und mobilisiert Arbeiter:innen bzw. Men-
schen mit niedrigen Einkommen und niedriger formaler Bildung über andere Themen. Das geschah 
lange Zeit vor allem über das Thema Migration, zuletzt scheint die Ablehnung der Klima-, Energie- und 
Russlandpolitik ins Zentrum zu rücken. Es wäre falsch, diese Mobilisierung von Arbeiter:innen und 
Menschen mit niedrigen Einkommen und Bildungsabschlüssen als „nicht ökonomisch, sondern kultu-
rell“ zu bezeichnen. Migration ist auch ein ökonomisches Thema (Manow, /0QS, S. QT–QO), die Klima-, 
Energie- und Russlandpolitik ist es erst recht. Allerdings lassen sich die Positionen der AfD auf diesen 
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Feldern nicht ohne Weiteres auf einer Achse von „ökonomisch linken“ redistributiv-interventionistisch-
sozialprotektionistischen zu „ökonomisch rechten“ marktliberal-unternehmensfreundlich-fiskalkonser-
vativen Positionen abbilden. Während die AfD auf dieser Achse deutlich am marktliberalen Pol verbleibt 
und eine Wirtschafts- und Sozialpolitik vertritt, die Arbeiter:innen und Menschen mit niedrigen Einkom-
men eher schaden, Menschen mit hohen Einkommen und großen Vermögen aber nutzen würde, ver-
spricht sie Arbeiter:innen den Schutz ihrer (auch ökonomischen) Position vor den vermeintlichen und 
realen Bedrohungen durch Migration und Energiewende. 

Wenn andere Parteien im Wettbewerb mit der AfD sozialpolitisch punkten wollen, müssen sie folg-
lich mehr tun, als sich nur von deren Marktliberalismus abzugrenzen – dieser ist den Wähler:innen der 
Partei durchaus bewusst. Zusätzlich müssten sozialpolitisch ambitionierte Parteien darauf hinarbeiten, 
dass Wähler:innen den Staat im Allgemeinen und den Wohlfahrtsstaat im Besonderen wieder als etwas 
wahrnehmen, das zur Verbesserung der Lebensbedingungen beiträgt und von dem die Wähler:innen 
selbst profitieren. Diese Wahrnehmung ist nach Jahrzehnten neoliberaler Krisendiskurse über finanzi-
elle Knappheit und faule Leistungsempfänger:innen deutlich geschwächt. Nur wenn sie wieder erstarkt, 
kann der Hinweis auf die marktliberal-unternehmensfreundliche Ausrichtung der AfD jemanden dazu 
bewegen, eine Wahlentscheidung für diese Partei zu überdenken. 
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